
„Wir brauchen einen Deutschlandpakt“
Achim Post, designierter stellvertretender Vorsitzender der Bundes-SPD aus Minden, zur politischen

Stimmung im Bund, dem Handlungsbedarf in der Wirtschafts- und Sozialpolitik und den Zielen seiner Partei.
Herr Post, wie sehen Sie die
Stimmung in Deutschland kurz
vor denLandtagswahlen inBay-
ern und Hessen?
ACHIM POST: Die Stim-
mung im Land ist wohl
schlechter als die Lage. Öko-
nomischhabenwir inDeutsch-
land alles selbst in der Hand.
Auch für die SPD ist nochnicht
alles gelaufen. Bayern war bis-
her nie derMittelpunkt der So-
zialdemokratie. Klar ist zu-
gleich, dass es die SPD-Wahl-
kämpfer vor Ort auch schon
mal leichter hatten.

Was bedeutet das alles für die
Findung neuer Mehrheiten?
Ich hoffe in jedem Fall auf de-
mokratischeMehrheiten. Herr
Söder hat leider einen win-
delweichen Kurs gegenüber
den Freien Wählern einge-
schlagen. Was das für das
Wahlergebnis bedeutet, wer-
den wir sehen.

Wie sieht es mit der Stabilität
auf Bundesebene aus? Nach den
Umfragen werden alle Ampel-
Parteien bei den beiden Land-
tagswahlen Stimmen verlieren.
Es gilt völlig unabhängig von
diesen Wahlen: Die Hand-
lungsnotwendigkeit in der
Wirtschafts- und Sozialpolitik
ist groß. Für die SPD heißt das:
Wir wollen das Rentenpaket 2
vorlegen und insgesamt deut-
lichmehr investieren. 112Mil-
liarden Euro stehen dafür al-
lein in 2024 insgesamt bereit.
Die Finanzlage der Kommu-
nen ist vielerorts dramatisch.
Über 350 Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister aus NRW
schreiben nicht ohne Grund
einenBrandbrief anNRW-Mi-
nisterpräsident Wüst. Diese
Herausforderung anzuneh-
men, ist eine kollektive Auf-
gabe. Bund und Länder dür-
fen sich dabei nicht die Ver-
antwortung zuschieben. Hier
setze ich auf eine Überein-
kunft auf der Ministerpräsi-
dentenkonferenz Anfang No-
vember.

Welche Rolle spielt bei alldem
die Schuldenbremse?
Man kann die Schuldenbrem-
se nicht einfach so außer Kraft
setzen. Das geht gemäß unse-
rer Verfassung nur in außer-
gewöhnlichen Notsituationen.
Aber wir brauchen trotzdem
Luft zum Atmen für Investi-
tionen. Auch deshalb bin ich
dafür, die Schuldenregeln zu
reformieren. Wir dürfen sie
nicht wie die Zehn Gebote be-
handeln. Ein Beispiel, wie viel
Geld für Investitionennötig ist:
Wir haben für die Bahn für die
nächsten Jahre rund 80 Mil-
liardenEuro zurVerfügungge-
stellt. Das sind ausschließlich

Mittel für Modernisierung,
Pünktlichkeit und Digitalisie-
rung.

Was bedeutet der Handlungs-
druck für die Ampel-Koalition?
Der Einigungsdruck für die
Politik insgesamt ist deutlich
größer geworden. Die Lage der
Kommunen, soziale Sicher-
heit, gute Bildung – das sind ei-
nige der zentralen Themen. So
wie es Bundeskanzler Scholz
vorgeschlagen hat: Wir brau-
chen einen Deutschlandpakt,
bei dem Bund und Länder zu-
sammenarbeiten – zum Woh-
le unseres Landes. Herr Merz
weiß leider noch nicht ganz ge-
nau, was er will. Er sollte sich
jetzt schnell entscheiden, ob er
bei einem solchen Pakt ernst-
haft mitarbeiten will oder sich
eher mit Parolen und Sprü-
chen profilieren will.

Wofür steht die SPD?
Starke Investitionen mit star-
ker sozialer Sicherheit zu ver-
binden; das ist unser Schwer-
punkt. Jetzt sind die Absiche-
rung des Rentenniveaus und
ein Tariftreuegesetz wichtige
Vorhaben für die nächste Zeit.

Wie stehen Sie zur aktuellenDe-
batte um den Strompreis?
Die NRW-SPD ist für eine
Strompreisbrücke einschließ-
lich Industriestrompreis. Ge-
rade unsere Betriebe und Be-
schäftigten in NRW brauchen
diese Planungs- und Investi-
tionssicherheit. Der Kanzler
will zu Recht keine Dauersub-
ventionen. Das will ich auch
nicht. Wir brauchen eine be-
fristete Lösung für die nächs-

ten Jahre. Am Schluss wird es
ein ordentliches Ergebnis ge-
ben. Wir reden hierüber der-
zeit mit den Koalitionspart-
nern. Wenn es nach mir geht,
muss die Lösung bis Ende Ok-
tober stehen.

Wie könnte die aussehen?
Es muss ein Paket geschnürt
werden, das unterschiedliche
Elemente enthalten kann. Eine
Senkung der Stromsteuer, ein
verlängerter Spitzenausgleich
für besonders energieintensi-
ve Betriebe und der Industrie-
strompreis sind einige der
Komponenten, die aktuell dis-
kutiert werden. Die SPD-Frak-
tion hat für die Industrie einen
Preis von fünf Cent für fünf
Jahre vorgeschlagen. Die FDP
will insbesondere eine Sen-
kung der Stromsteuer. Hier
kann man sich schon aufein-
ander zubewegen. Natürlich
muss das Ganze dann am En-
de auch finanziert werden, et-
wa aus demKlima- und Trans-
formationsfonds.

Gibt es noch eine demokrati-
sche Kultur jenseits der AfD?
Absolut. Wir haben einen sol-
chen Konsens unter den de-
mokratischen Parteien. Die
AfD stellt hingegen die Grund-
werte unseres Landes und die
Demokratie infrage.

Warum verkauft Kanzler Scholz
sein Nein zur deutschen Liefe-
rung von Taurus-Marschflug-
körpern an dieUkraine nicht of-
fensiver,nachdemMotto:Gegen
Putin muss alles unternommen
werden, aber Deutschland wird
keine Kriegspartei?

Ich finde, dass Olaf Scholz als
Kanzler inderPhasedesUkrai-
ne-Krieges ein Glücksfall für
die deutsche Geschichte ist.
Und mit solchen Superlativen
halte ich mich für gewöhnlich
zurück. Er hat alle diplomati-
schen Hebel in Gang gesetzt,
um Putin von einer weiteren,
auch nuklearen Eskalation ab-
zuhalten. Er hat zugleich um-
fassende Hilfe für die Ukraine
organisiert – finanziell, huma-
nitär, auch militärisch. Aber:
Er wägt genau ab, und das ist
richtigundangemessen. Inden
nächsten vier bis fünf Wo-
chen kommt der Winter und
die ukrainische Offensive wird
voraussichtlich pausieren. Die
Russen werden verstärkt Luft-
angriffe starten. Die Ukraine
braucht daher jetzt vor allem
Luftabwehr und weiter viel
Munition.

Hätte man im Frühsommer
Taurus geliefert, hätte das die
ukrainische Offensive nicht
deutlich gestärkt?
Bei Waffensystemen dieser
Tragweite ist es unerlässlich,
genau zu prüfen. Und es ist ja
auch so, dass die anderen Staa-
ten bei vergleichbaren Waf-
fensystemen sehr zurückhal-
tend sind.

Nach NRW. Wie sehen Sie die
Rolle des CDU-Ministerpräsi-

denten Hendrik Wüst?
Herr Wüst ist zwar sehr aktiv
in eigener Sache, aber es fehlt
ihm an Tatkraft für unser Land
Nordrhein-Westfalen. Er soll-
te mehr an Rhein und Weser
denken und weniger an die
Spree. Ein Beispiel: Anstatt nur
auf den Bund zu zeigen, könn-
ten wir einen Transforma-
tionsfonds in und für NRW
auflegen, zur Gestaltung des
Wandels in derWirtschaft, be-
sonders in der Industrie. Das
Saarland macht vor, wie es ge-
hen kann. Wir brauchen auch
dringendindustrielleundtech-
nologische Neuansiedlungen
bei uns in NRW. Und warum
sich Herr Wüst bei einem Alt-
schuldenfonds zur Unterstüt-
zung der Kommunen so zu-
rückhält, bleibt für mich ein
Rätsel.

Was steht in der Restrukturie-
rung des Landesverbandes der
NRW-SPD noch an?
Wir haben wichtige Schritte
gemacht: Der Parteitag hat die
Landesspitze neu gewählt. Al-
le arbeiten richtig gut zusam-
men. Und wir haben wichtige
ThemenindenMittelpunktge-
stellt: gute Arbeit, nachhaltige
Investitionen, ein starker So-
zialstaat, handlungsfähige
Kommunen. Unser Anspruch
ist: Wir machen Politik für die
Millionen, nicht für die Mil-
lionäre. Wenn wir uns auf die-
se Kernaufgaben konzentrie-
ren, wird die SPD erfolgreich
sein.

Das Interview führten
Thomas Seim, Carsten Heil
und Matthias Bungeroth

Achim Post, Chef der NRW-SPD, spricht sich im Interview für mehr Impulse in der Wirtschafts- und Sozialpolitik aus. Fotos: Oliver Krato

Wahlkämpfer in Bayern und Hessen im Endspurt
Alle Blicke auf München und Wiesbaden: Am Sonntag wird im Freistaat und bei NRWs südlichem Nachbarn gewählt.

Die Parteien liefern sich einen letzten Endspurt. Wie stark werden die Amtsinhaber Söder und Rhein?
¥ Berlin (dpa). Knapp 14Mil-
lionen Menschen in Bayern
und Hessen sind am Sonntag
zur Wahl eines neuen Landta-
ges aufgerufen. Am Freitag er-
reichte der Wahlkampf mit
zahlreichen Abschlussveran-
staltungen in beiden Ländern
seinen Höhepunkt. Die Amts-
inhaber in Wiesbaden und
München liegen kurz vor der
Abstimmung in Umfragen un-
angefochten vorn. Laut aktu-
ellem ZDF-„Politbarometer“
legt die CSU von Ministerprä-
sident Markus Söder in einer
am Donnerstagabend veröf-
fentlichten Befragung der For-
schungsgruppeWahlen bei der
„Sonntagsfrage“ im Vergleich
zur Vorwoche einen Prozent-
punktzuund landetbei37Pro-

zent. Damit käme sie in etwa
auf das Ergebnis der Land-
tagswahl von 2018 (37,2 Pro-
zent). In Hessen liegt die CDU
von Ministerpräsident Boris
Rhein stabil bei 32 Prozent.
In Bayern gibt es angesichts

der Umfragen keinen Zweifel,
dass Söder Ministerpräsident
bleibt.DieCSUstürzte vor fünf
Jahren um mehr als 10 Pro-
zentpunkte auf nur noch 37,2
Prozent ab – und war damit
wieder auf einen Koalitions-
partner angewiesen. In Hes-
senerlittenCDUundSPD2018
ebenfalls jeweils zweistellige
Verluste. Umfragen zufolge
könnte Schwarz-Grün in Hes-
sen womöglich in eine dritte
Amtszeit starten. In den jüngs-
ten Umfragen zeichnet sich al-

lerdings ein Dreikampf um
Platz zwei zwischen Grünen,
SPD und AfD ab.
Die Parteien lieferten sich

am Freitag den Endspurt im
Wahlkampf. Söder wollte am
Abend im Münchner Löwen-
bräukeller mit seinem nord-
rhein-westfälischen Amtskol-
legen Hendrik Wüst auftre-
ten. Der hessische Regierungs-
chefRheinwurdebeieinerVer-
anstaltung des CDU-Bezirks-
verbandesMittelhessen inGie-
ßenerwartet.SPD-Spitzenkan-
didatin Nancy Faeser wollte
mit Bundesarbeitsminister
Hubertus Heil in Darmstadt
auf die Bühne gehen.
Laut ZDF-„Politbarome-

ter“ sind viele Wählerinnen
undWähler nochunentschlos-

sen. 28 Prozent der Befragten
in Bayern und 32 Prozent in
Hessen wissen demnach noch
nicht, wen sie wählen wollen.
Für die repräsentative Umfra-
ge wurden vom 4. bis 5. Ok-
tober in Bayern 1209 und in
Hessen 1.000 zufällig ausge-
wählte Wahlberechtigte tele-
fonisch und online befragt.
Wahlumfragen sind gene-

rell immer mit Unsicherhei-
ten behaftet. Unter anderem
erschweren nachlassende Par-
teibindungenundimmerkurz-
fristigere Wahlentscheidun-
gen den Meinungsforschungs-
instituten die Gewichtung der
erhobenen Daten. Die For-
schungsgruppe gibt eine sta-
tistische Fehlertoleranz von
zwei bis drei Prozentpunkten

an. Grundsätzlich spiegeln
Umfragen nur das Meinungs-
bild zum Zeitpunkt der Befra-
gungwiderund sindkeinePro-
gnosen auf den Wahlausgang.
Nach der Absage eines

Wahlkampf-Auftrittes von
AliceWeidel am Tag der Deut-
schen Einheit will die Co-Par-
teichefin der AfD wieder auf
die öffentliche Bühne zurück-
kehren. Sie plane, am Wo-
chenende in Wiesbaden zu
sein, teilte die AfD mit. Zuvor
hatte Weidel einen öffentli-
chen Wahlkampftermin im
bayerisch-thüringischen
Grenzort Mödlareuth abge-
sagt – nach eigenen Angaben
„nach Hinweisen auf einen
möglicherweise bevorstehen-
den Anschlag“.

Nobelkomitee
ehrt Iranerin
Mohammadi

Thomas Seibert

¥ Oslo/Teheran. Narges Mo-
hammadi wird ihren Friedens-
nobelpreis wohl nicht persön-
lich entgegennehmen können:
Die iranische Aktivistin sitzt –
wieder einmal – im Gefäng-
nis. Die 51-Jährige kämpft seit
Jahrzehnten für Frauen- und
Menschenrechte in der Isla-
mischen Republik und zahlt
dafür einen hohen Preis. Seit
sie vor einem Vierteljahrhun-
dert zum ersten Mal festge-
nommen wurde, war sie nur
noch selten in Freiheit. Mit der
Auszeichnung ehrt das No-
belpreis-Komitee nicht nur
Mohammadi selbst, sondern
die gesamte iranische Protest-
bewegung. Zugleich ist der
zweite Friedensnobelpreis für
eine iranische Aktivistin eine
Ohrfeige für das Regime. Ent-
sprechend pikiert reagiert die
Führung in Teheran.
Mohammadi ist Vizepräsi-

dentin des „Zentrums der
Menschenrechtsverteidiger“,
einer Menschenrechtsorgani-
sation unter Leitung von Shi-
rin Ebadi, die 2003 den Frie-
densnobelpreis erhielt. Ebadi
zog vor 15 Jahren ins britische
Exil, doch Mohammadi blieb
imIran.Die iranische Justizbe-
strafte Mohammadis Einsatz
für Frauenrechteundgegendie
Todesstrafe mit langen Haft-
strafen; derzeit sitzt sie im be-
rüchtigtenEvin-Gefängnis von
TeheraneinezwölfjährigeStra-
fe ab.Dochbrechenkonntedas
Regime Narges Mohammadi
nie. Mohammadis Mann Tag-
hi Rahmani, der in Frankreich
im Exil lebt, sagte der Nach-
richtenagentur Reuters, der
Friedensnobelpreis werde sei-
ne Frau in ihrem Kampf für
die Menschenrechte noch ent-
schlossener machen.

Auch im Gefängnis setze
Mohammadi ihre Arbeit fort,
sagt Daniela Sepehri, eine
deutsch-iranische Aktivistin.
„Obwohl sie keinen Besuch
empfangen darf, schafft sie es
immer wieder, Briefe aus dem
Gefängnis zu schmuggeln und
der ganzen Welt zu offenba-
ren, wie Frauen systematisch
vergewaltigt werden“, sagte Se-
pehri. Anfang des Jahres schlug
Mohammadi aus ihrer Zelle
heraus Alarm wegen des Ge-
sundheitszustandes der inhaf-
tierten Deutsch-Iranerin Na-
hid Taghavi.
Mohammadi ist während

ihrer Gefängnisstrafen in den
vergangenen Jahren selbst er-
krankt,wird aber trotzdem im-
mer wieder eingesperrt. Ihre
beiden Kinder hat Moham-
madi nach Angaben von Se-
pehri seit Jahrennichtmehr se-
hen oder sprechen können.
Das Nobelpreis-Komitee

will den Preis ausdrücklich
auch als Auszeichnung für die
Protestbewegung verstanden
wissen, die nach dem Tod der
22-jährigen Mahsa Amini in
der Gewalt der Religionspoli-
zei im vergangenen Jahr lan-
desweit gegen das Regime
demonstrierte.

Menschenrechtsaktivistin Nar-
ges Mohammadi. Foto: dpa

Trumpmischt
bei Chefsuche für
US-Parlamentmit
¥ Washington (AFP).Der frü-
here US-Präsident Donald
Trump hat sich für den erz-
konservativen Republikaner
Jim Jordan als künftigen Vor-
sitzenden des US-Repräsen-
tantenhauses ausgesprochen.
In seinem Onlinenetzwerk
Truth Social erklärte Trump,
Jordan werde ein „großartiger
Speaker“ sein, also Sprecher,
wie der Vorsitzende des Re-
präsentantenhauses in den
USA genannt wird. Jordan ha-
be seine „volle und totale
Unterstützung“, fuhr Trump
fort.
Das US-Repräsentanten-

haus hatte am Dienstag erst-
mals in der US-Geschichte den
Vorsitzenden der Kongress-
kammer abgesetzt. Die Abge-
ordneten stimmten mehrheit-
lich für einen Antrag des rech-
tenHardlinersMatt Gaetz, Ke-
vin McCarthy zu stürzen.
Grund dafür war ein Haus-
haltsstreit, bei dem es auch um
weitere Hilfen für die Ukraine
geht.
Der 59-jährige Jordan ist der

Vorsitzende des Justizaus-
schusses des Repräsentanten-
hauses und hat sich besonders
skeptisch bezüglich der finan-
ziellen Hilfen der USA für die
Ukraine gezeigt. Der erzkon-
servative Trump-Verbündete
führte eine Untersuchung für
ein Amtsenthebungsverfahren
gegen Präsident Joe Biden an,
die auch bei gemäßigteren Ab-
geordneten aus der Republi-
kanischen Partei für Irritation
sorgte.
Zuvor hatte sich Trump

selbst angeboten, das Amt zeit-
lich begrenzt zu übernehmen.
Die republikanische Ex-Kon-
gressabgeordnete Barbara
Comstock sagte dem Sender
CNN, Trump komme für das
Amt nicht in Frage, da er we-
gen strafrechtlicher Vergehen
angeklagt sei.

DerAbgeordneteJimJordanwird
von Trump unterstützt. Foto: dpa

Chrupallas
Blutprobe
unauffällig

¥ Ingolstadt (dpa). Nach dem
Krankenhausaufenthalt von
AfD-Chef Tino Chrupalla in
Folge eines Vorfalls bei einer
Wahlkampfveranstaltung in
Bayern hat die kriminaltech-
nische Untersuchung seiner
Blutproben keine besonderen
Befunde ergeben. Das war nun
aus Ermittlerkreisen zu erfah-
ren. Auch die Staatsanwalt-
schaft sprach davon.
In einem vorläufigen Arzt-

brief, den Chrupallas Büro zur
Verfügung gestellt hat, ist von
einer „intramuskulären Injek-
tion“ und einer „Infektion mit
unklarer Substanz“ die Rede.
Auch ein „Nadelstich“ am
Oberarmwird erwähnt.Wie es
aus Ermittlerkreisen heißt, hat
die Polizei auch den behan-
delnden Arzt befragt. Dem zu-
folge handelt es sich um eine
Beschreibung des Verletzungs-
bilds auf Grundlage von Chru-
pallas Angaben, nicht um eine
tatsächliche Feststellung eines
erfolgten Nadelstichs.
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